
41. Sitzung des Verkehrsausschusses

am 4. November 2026

TOP 11 a)

Änderungsantrag 

der Fraktionen CDU/CSU und der SPD 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksache 21/7404 –

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Fahrlehrergesetzes und anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Gesetze 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/7404 mit folgenden Maßgaben, im Übrigen 
unverändert anzunehmen: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

‚1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Nummer 4 wird nach der Angabe „über“ die
Angabe „ein ausgeprägtes Bewusstsein der besonderen
Belange der Verkehrssicherheit sowie“ eingefügt.

b) In Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „Art des
Ausweisdokumentes und“ durch die Angabe „Art des
Ausweisdokumentes und, soweit vorhanden, E-Mail-Ad
resse und“ ersetzt.‘.

b) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

‚2. Nach § 2d wird der folgende § 2e eingefügt:

„§ 2e 

Erprobung des Erwerbs von Fahrpraxis unter Anleitung im Rahmen 
der fahrpraktischen Ausbildung der Klasse B; Verordnungsermächti

gung 

(1) Zur Erprobung neuer Ausbildungsformen in der fahrprak
tischen Ausbildung zum Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse B kann 
abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 1 das Führen eines Kraftfahrzeugs 
der Klasse B auf öffentlichen Straßen ohne Fahrerlaubnis zugelassen 
werden, wenn dies im Rahmen eines nach den Absätzen 2 bis 5 be
hördlich genehmigten Erwerbs von Fahrpraxis unter Anleitung er
folgt. Die Genehmigung des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung gilt 
für die Zwecke des § 21 Absatz 1 als Fahrerlaubnis. 

(2) Die Genehmigung des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung
wird auf Antrag des Bewerbers um die Fahrerlaubnis der Klasse B 
(Teilnehmer) erteilt, wenn der Teilnehmer 

1. die Anforderungen nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3 und 6
erfüllt,
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2. Vorgaben für das Mindestalter einhält, 

3. als Fahrer vom Versicherungsschutz im Rahmen der Haftpflicht
versicherung umfasst ist und 

4. zuvor keinen Widerruf nach Absatz 6 erhalten hat. 

Die Befähigung des Teilnehmers zum Führen von Kraftfahrzeu
gen im Rahmen des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung muss 
spätestens bei Beginn der ersten Fahrt unter Anleitung vorliegen. 
Der Teilnehmer weist seine Befähigung nach durch 

1. die Absolvierung einer theoretischen Prüfung, 

2. die Absolvierung von mindestens sechs Unterrichtseinhei
ten fahrpraktischer Ausbildung in einer Fahrschule und 

3. die Teilnahme an einer theoretischen und praktischen Ein
weisung in den Erwerb von Fahrpraxis unter Anleitung in 
einer Fahrschule gemeinsam mit der Person, die als Fahr
praxisanleiter festgelegt ist.  

(3) Als Fahrpraxisanleiter darf nur tätig sein, wer in ei
ner Fahrschule gemeinsam mit dem Teilnehmer an einer theore
tischen und praktischen Einweisung in den Erwerb von Fahrpra
xis unter Anleitung eingewiesen wurde. 

(4) Das Bundesministerium für Verkehr wird ermäch
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, dass von der Möglichkeit des Fahrpraxiserwerbs 
unter Anleitung nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 sowie 6 bis 
10 Gebrauch gemacht werden kann. Die Landesregierungen 
werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass 
von der Möglichkeit des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung 
nach Maßgabe der Absätze 1 bis 3 sowie 5 bis 10 kein Gebrauch 
gemacht wird.  

(5) Bundeswehr und Bundespolizei können den Fahr
praxiserwerb unter Anleitung in der fahrpraktischen Ausbildung 
zum Erwerb einer Dienstfahrerlaubnis der Klasse B nach Maß
gabe der Absätze 2, 3 und 6 bis 10 durch ihre Dienststellen im 
Einzelfall genehmigen.  

(6) Nach näherer Bestimmung durch Rechtsverordnung 
auf Grund des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b bis e 
und Absatz 3 Nummer 1 können die erforderlichen Vorschriften 
für den Erwerb von Fahrpraxis unter Anleitung und dessen Ge
nehmigung festgelegt werden, insbesondere Vorschriften über 

1. die zur Erhaltung der Sicherheit und Ordnung auf den öf
fentlichen Straßen notwendigen Nebenbestimmungen, ein
schließlich der Vorgabe, dass der Teilnehmer während des 
Führens eines Kraftfahrzeugs von einem namentlich be
nannten Fahrpraxisanleiter begleitet und angeleitet werden 
muss, 

2. die weiteren Anforderungen an den Teilnehmer, ein
schließlich Mindestalter, Eignung und Befähigung, 

3. die Art, die Dauer und den Umfang des Fahrpraxiserwerbs 
unter Anleitung sowie der zusätzlichen fahrpraktischen 
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Ausbildung, die durch den Teilnehmer und den Fahrpraxis
anleiter in einer Fahrschule zu absolvieren ist, 

4. die weiteren Anforderungen an den Fahrpraxisanleiter, ins
besondere 

a) sein Näheverhältnis zum Teilnehmer, 

b) sein Lebensalter, 

c) den Besitz einer Fahrerlaubnis sowie das Mitführen 
des entsprechenden Führerscheins und dessen Aus
händigung an zur Überwachung zuständige Personen, 

d) seine höchstens zulässige Belastung mit Eintragungen 
im Fahreignungsregister sowie 

e) Beschränkungen oder das Verbot des Genusses alko
holischer Getränke, der Substanz Tetrahydrocannabi
nol oder anderer berauschender Mittel, 

f) die Unentgeltlichkeit seiner anleitenden Tätigkeit, 

5. die Aufgaben und Pflichten des Fahrpraxisanleiters, ein
schließlich der Funktion, dem Teilnehmer als Ansprechper
son beratend zur Verfügung zu stehen, 

6. die Anforderungen an die beim Fahrpraxiserwerb unter An
leitung einzusetzenden Fahrzeuge, deren Versicherungs
schutz, Ausrüstung und Einsatzbedingungen einschließlich 
Vorgaben zur Kenntlichmachung des Fahrpraxiserwerbs 
unter Anleitung, örtlicher Einsatzbeschränkungen und zu
lässiger Höchstgeschwindigkeiten für Fahrten im Rahmen 
des Erwerbs von Fahrpraxis unter Anleitung, 

7. die Dokumentations- und Nachweispflichten sowie die be
hördliche Überwachung und Auskunftspflichten der Betei
ligten und 

8. die Kosten in entsprechender Anwendung des § 6a Ab
satz 2 bis 4. 

Eine Rechtsverordnung nach Satz 1 findet neben den Fällen des 
Absatzes 5 nur Anwendung, soweit dies in einer Rechtsverord
nung nach Absatz 4 bestimmt ist. Eine auf diesen Grundlagen 
erteilte Genehmigung berechtigt zu Fahrten auf öffentlichen 
Straßen im gesamten Bundesgebiet. 

(7) Eine auf der Grundlage der Absätze 2 bis 6 erteilte 
Genehmigung des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung ist zu wi
derrufen, wenn 

1. der Verkehrssicherheit dienende Auflagen nicht erfüllt oder 
solche Beschränkungen missachtet werden, 

2. einem Fahrpraxisanleiter die Fahrerlaubnis entzogen wird 
oder gegen ihn ein Fahrverbot angeordnet wird und kein 
weiterer Fahrpraxisanleiter festgelegt ist und der Teilneh
mer keine weitere geeignete Person benennt, 

3. gegen den Teilnehmer eine rechtskräftige Entscheidung er
gangen ist, die nach § 28 Absatz 3 Nummer 1 oder 3 Buch
stabe a oder c in das Fahreignungsregister einzutragen ist, 
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4. die Fortsetzung des Fahrpraxiserwerbs unter Anleitung zu 
einer Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver
kehrs oder von Leib oder Leben von Personen führen kann 
und kein Fall der Nummern 1 bis 3 vorliegt oder 

5. die grundlegenden Rechtsverordnungen nach den Absätzen 
4 oder 6 nicht mehr anwendbar sind. 

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen den Widerruf haben 
keine aufschiebende Wirkung.  

(8) § 2c Satz 1 und 2 gilt für Entscheidungen über den 
Teilnehmer am Fahrpraxiserwerb unter Anleitung, die zu einem 
Widerruf der Genehmigung nach Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 
führen können, entsprechend. § 28 Absatz 2 Nummer 1 gilt ent
sprechend für die Beurteilung der Eignung und der Befähigung 
von Personen zur Anleitung eines Kraftfahrzeugführers entspre
chend einer auf Grund des Absatzes 6 erlassenen Rechtsverord
nung. 

(9) Der Erwerb von Fahrpraxis unter Anleitung ist keine 
Ausbildung im Sinne des § 2 Absatz 15 Satz 1 und des § 1 Ab
satz 1 des Fahrlehrergesetzes. § 2 Absatz 15 Satz 2 findet keine 
Anwendung. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des Straßen
verkehrsrechts, insbesondere des Straßenverkehrsgesetzes und 
der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen, unbe
rührt. 

(10) Die Erprobung des Fahrpraxiserwerbs unter Anlei
tung ist wissenschaftlich durch die Bundesanstalt für Straßen- 
und Verkehrswesen zu begleiten und auf Akzeptanz, Auswir
kungen auf die Ausbildung sowie Verkehrssicherheits- und wirt
schaftliche Auswirkungen zu evaluieren. Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde übermittelt der Bundesanstalt für Straßen- 
und Verkehrswesen die hierfür erforderlichen Daten einschließ
lich personenbezogener Daten der Teilnehmer und Fahrpraxis
anleiter, die im Antrag nach Absatz 2 in diese Verarbeitung so
wie in die Verarbeitung ihrer Daten aus dem Zentralen Fahrer
laubnisregister und Fahreignungsregister durch das Kraftfahrt-
Bundesamt und die Bundesanstalt für Straßen- und Verkehrswe
sen eingewilligt haben. Die nach Satz 2 erhobenen personenbe
zogenen Daten sind von der Bundesanstalt für Straßen- und Ver
kehrswesen so schnell, wie der Zweck der Evaluierung es er
laubt, zu anonymisieren oder, soweit erforderlich, zu pseudony
misieren. Nicht anonymisierte Daten sind spätestens nach sieben 
Jahren zu löschen. Die Bundesanstalt für Straßen- und Verkehrs
wesen legt das Ergebnis der Evaluierung nebst Empfehlungen 
für die Weiterentwicklung des Erwerbs von Fahrpraxis unter An
leitung bis zum Ablauf des vierten Jahres nach Inkrafttreten einer 
nach Absatz 5 erlassenen Rechtsverordnung dem Bundesminis
terium für Verkehr in einem Bericht zur Weiterleitung an den 
Deutschen Bundestag vor.“ ‘ 

c) In Nummer 3 Buchstabe d wird im neuen § 4a Absatz 8 Satz 5 die 
Angabe „Prüfung“ durch die Angabe „Überwachung“ ersetzt. 

d) Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt: 

‚4. § 65 wird wie folgt geändert: 
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a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift er
setzt: 

„§ 65 

Übergangsbestimmungen; Anwendungsbestimmun
gen“. 

b) Absatz 4 mit dem Text „(4) Solange der Abruf des 
Lichtbildes nach § 2 Absatz 5 Satz 2 technisch noch 
nicht möglich ist, muss abweichend von § 2d Absatz 4 
das Lichtbild noch nicht im digitalen Führerschein ent
halten sein.“ wird durch den folgenden Absatz 4 er
setzt: 

„(4) Solange dem Kraftfahrt-Bundesamt der Ab
ruf des Lichtbildes nach § 2d Absatz 5 Satz 2 technisch 
noch nicht möglich ist,  

1. muss der digitale Führerschein abweichend von 
§ 2d Absatz 4 noch kein Lichtbild enthalten und 

2. gilt § 2 Absatz 1a mit der Maßgabe, dass zum 
Nachweis des Führerscheins durch einen digitalen 
Führerschein dessen Inhaber zusätzlich seinen 
Personalausweis oder Pass mitzuführen und zu
ständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung 
auszuhändigen hat. 

Das Bundesministerium für Verkehr gibt den Zeitpunkt 
im Bundesgesetzblatt bekannt, zu dem der Lichtbild
abruf durch das Kraftfahrt-Bundesamt bei allen Pass- 
und Ausweisbehörden technisch möglich geworden 
ist.“ 

c) Absatz 4 mit dem Text „(4) Auf Unfälle, die sich vor 
dem 1. Oktober 2026 ereignet haben, ist § 8 Nummer 1 
in seiner bis zum Ablauf des 30. September 2026 gel
tenden Fassung weiter anzuwenden.“ wird zu Absatz 
4a.‘ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 Buchstabe b wird im neuen § 2 Absatz 1a die Num
mer 6 durch die folgende Nummer 6 ersetzt: 

„6. fachlich geeignet ist; die fachliche Eignung ist in einer Prü
fung nach § 4 nachzuweisen.“. 

b) In Nummer 7 Buchstabe b wird im neuen § 7 Absatz 2 Satz 6 die 
Angabe „des Satzes 6“ durch die Angabe „des Satzes 5“ ersetzt. 

c) Nummer 12 wird durch die folgende Nummer 12 ersetzt: 

‚12. § 13 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „Sachverständigen und Prü
fer“ durch die Angabe „Sachverständigen, Prüfer und 
Fahrerlaubnisprüfer“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „nach Anlage VIII“ durch die 
Angabe „nach Anlage VIIIb“ ersetzt.‘. 
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3. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Vor dem Buchstaben a wird der folgende Buchstabe a einge
fügt: 

‚a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift er
setzt: 

“§ 3 

Voraussetzungen für die Tätigkeit als Fahrlehrer und 
die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis bei Inhabern eines 
Befähigungsnachweises aus einem anderen Staat“ ‘. 

bb) Die bisherigen Buchstaben a und b werden zu den Buchsta
ben b und c. 

b) In Nummer 5 wird im neuen § 3a die Überschrift durch die fol
gende Überschrift ersetzt: 

“§ 3a 

Aufnahme einer vorübergehenden und gelegentlichen Tätigkeit 
als Fahrlehrer im Inland mit Befähigungsnachweis aus einem an
deren EU-Mitgliedstaat, einem anderen EWR-Vertragsstaat oder 

der Schweiz“. 

c) Nach Nummer 5 wird die folgende Nummer 5a eingefügt: 

‚5a. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 Nummer 7 wird die Angabe „dem Antrag 
auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE 
zusätzlich“ gestrichen. 

bb) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefügt: 

„Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, 3, 5 und 7 ist nicht an
zuwenden bei Stellung eines Antrags auf Erteilung 
der Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE.“ 

b) In Absatz 4 Nummer 1 wird die Angabe „Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 bis 4 oder“ durch die Angabe „Ab
satz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 5 oder“ ersetzt.‘. 

d) In Nummer 10 Buchstabe a wird der neue § 11 Absatz 1 wie folgt 
geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe „einer Fahrerlaubnis“ die An
gabe „der Klasse BE“ eingefügt. 

bb) Satz 3 wird gestrichen. 

e) In Nummer 11 wird der neue § 12 Absatz 1 durch den folgenden 
Absatz 1 ersetzt: 

„(1) Fahrlehrer und Fahrlehreranwärter haben die Fahrschü
ler gewissenhaft auszubilden. Sie haben ihnen die Kenntnisse, Fä
higkeiten und Verhaltensweisen zu vermitteln, die das Straßenver
kehrsgesetz und die auf dem Straßenverkehrsgesetz und auf dem 
Fahrlehrergesetz beruhenden Rechtsverordnungen für die Ausbil
dung und Prüfung der Bewerber um die Erlaubnis zum Führen von 
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Kraftfahrzeugen erfordern. Sie haben bei der Ausbildung die 
Würde und Persönlichkeit der Fahrschüler zu achten und einen 
respektvollen sowie von Benachteiligungen und Belästigungen 
freien Umgang sicherzustellen. Ferner haben sie sie über die Fol
gen von Zuwiderhandlungen gegen die Verkehrsvorschriften und 
über die Pflichtversicherung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr
zeuganhängern aufzuklären.“ 

f) In Nummer 16 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa wird in § 22 Ab
satz 1 Satz 2 die neue Nummer 5 durch die folgende Nummer 5 
ersetzt: 

„5. ein Verzeichnis der Geschäftsräume und, soweit vorhanden, 
der Unterrichtsräume,“. 

g) Nummer 17 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird die Überschrift durch die folgende Über
schrift ersetzt: 

„§ 23 

Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis, die zur Nieder
lassung im Inland berechtigt, an Inhaber eines Befähigungs

nachweises aus einem anderen Staat“. 

bb) In Buchstabe b wird im neuen § 23 Absatz 1 die Nummer 2 
durch die folgende Nummer 2 ersetzt: 

„2. ein Verzeichnis der Geschäftsräume und, soweit vor
handen, der Unterrichtsräume,“. 

h) In Nummer 18 Buchstabe b wird im neuen § 24 Absatz 1 die 
Nummer 3 durch die folgende Nummer 3 ersetzt: 

„3. ein Verzeichnis der Geschäftsräume und, soweit vorhanden, 
der Unterrichtsräume,“. 

i) Nummer 22 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b 
ersetzt: 

‚b) In Satz 3 wird die Angabe „Unterrichtsräume, Lehrmittel 
und“ gestrichen.‘. 

j) In Nummer 25 wird im neuen § 32 Absatz 2 Satz 1 nach der An
gabe „Die Übermittlung nach Absatz 1 Satz 2“ die Angabe „er
folgt für die jeweilige Fahrschule, getrennt nach deren Hauptstelle 
und den jeweiligen Zweigstellen, sofern solche vorhanden sind, 
und“ eingefügt. 

k) Nummer 27 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b 
ersetzt: 

,b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ 
durch die Angabe „Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 5“ er
setzt. 

bb) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingefügt: 

„Die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 genannte Vorausset
zung muss entsprechend erfüllt sein.“ ‘. 

l) Nummer 29 wird durch die folgende Nummer 29 ersetzt: 
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‚29. § 40 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 

„(1) Der Inhaber oder die für die verantwortliche Leitung der 
Fahrlehrerausbildungsstätte bestellte Person hat dafür zu sorgen, 
dass die Ausbildung die für Fahrlehrer erforderlichen fachlichen 
sowie pädagogischen Kompetenzen vermittelt. Sie haben bei der 
Ausbildung die Würde und Persönlichkeit der Fahrlehrer zu ach
ten und einen respektvollen sowie von Benachteiligungen und Be
lästigungen freien Umgang sicherzustellen. Geeignete Lehrkräfte 
müssen in ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen. Der Un
terricht muss so gestaltet und die Ausrüstung der Fahrlehrerausbil
dungsstätte müssen so beschaffen und bemessen sein, dass das Un
terrichtsziel erreicht werden kann.“‘ 

m) Nummer 34 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird im neuen § 51 Absatz 3 Satz 2 Num
mer 2 die Angabe „die Unterrichtsräume, Lehrmittel und“ ge
strichen. 

bb) Buchstabe c wird durch den folgenden Buchstaben c ersetzt: 

,c) Der bisherige Absatz 7 wird durch die folgenden Ab
sätze 6 und 7 ersetzt: 

„(6) Die zuständige Technische Prüfstelle für den 
Kraftfahrzeugverkehr hat der nach Landesrecht zustän
digen Behörde mindestens vierteljährlich eine auf den 
Inhaber einer Fahrschulerlaubnis bezogene Statistik 
über die Anzahl der durchgeführten sowie bestandenen 
und nicht bestandenen praktischen Fahrerlaubnisprü
fungen, getrennt nach Fahrerlaubnisklassen sowie je 
Fahrerlaubnisklasse getrennt nach Erst- und Wiederho
lungsprüfungen, zu übermitteln. Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde darf die Daten nach Satz 1 verarbei
ten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben aufgrund 
dieses Gesetzes und der hierauf beruhenden Rechtsver
ordnungen erforderlich ist. 

(7) Die Träger von Einweisungsseminaren nach 
§ 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, von Einweisungslehr
gängen nach § 45 Absatz 2 Nummer 4, von Einwei
sungslehrgängen nach § 46 Absatz 2 Nummer 4, von 
Grundlagenseminaren für Lehrgangsleitungen nach 
§ 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und § 47 Absatz 1 
Nummer 5 und von Fortbildungslehrgängen nach § 53 
Absatz 1, 2 und 3 sowie die Inhaber beziehungsweise 
die verantwortlichen Leitungen von Fahrschulen, die 
Aufbauseminare oder verkehrspädagogische Teilmaß
nahmen des Fahreignungsseminars anbieten, haben bis 
spätestens zwei Wochen vor der Durchführung eines Se
minars oder Lehrgangs der nach Landesrecht zuständi
gen Behörde zum Zweck der Überwachung schriftlich 
oder elektronisch Folgendes anzuzeigen: 

1. die Anschrift des Ortes, an dem der Unterricht 
stattfinden soll, 
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2. das Beginn- und das Enddatum des Seminars oder 
Lehrgangs, 

3. die Uhrzeit des Beginns und des Endes der geplan
ten Unterrichtseinheiten, 

4. den Gegenstand des Unterrichts und 

5. den verantwortlichen Unterrichtsleiter. 

Diese Angaben sind von der nach Landesrecht zuständi
gen Behörde und von den mit der Durchführung der 
Überwachung beauftragten Personen oder Stellen spä
testens fünf Jahre nach Abschluss des Unterrichts zu lö
schen.“ ‘ 

n) Nummer 35 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aa) Der neue § 53 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Satz 1 wird die Angabe „oder um eine weitere 
Fahrerlaubnis in den Klassen A, CE oder DE erwei
tert“ gestrichen. 

bbb) In Satz 4 wird die Angabe „mit Erwerb dieser weite
ren Fahrerlaubnisklasse“ durch die Angabe „mit Ab
lauf des Jahres, in dem die jeweilige weitere Fahrer
laubnisklasse erteilt wurde,“ ersetzt. 

bb) Im neuen § 53 Absatz 5 wird nach der Angabe „um jeweils 
einen Tag“ die Angabe „auf bis zu einen Tag“ eingefügt. 

o) Nummer 38 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a Doppelbuchstabe hh wird die Angabe „§ 51 
Absatz 7 Satz 1“ durch die Angabe „§ 51 Absatz 6 Satz 1“ 
ersetzt. 

bb) Nach Doppelbuchstabe kk werden die folgenden Doppel
buchstaben ll und mm eingefügt: 

‚ll) Nummer 20 wird durch die folgende Nummer 20 er
setzt: 

„20. entgegen § 51 Absatz 4 Satz 2 eine dort ge
nannte Maßnahme nicht duldet oder eine Aus
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt,“. 

mm) Nummer 21 wird gestrichen.‘. 

cc) Die bisherigen Doppelbuchstaben ll bis nn werden zu den 
Doppelbuchstaben nn bis pp. 

p) In Nummer 39 Buchstabe b wird im neuen § 57 Absatz 3 die An
gabe „und die Bestehensquoten der Fahrschüler dieser Fahrschu
len in der praktischen Prüfung“ gestrichen. 

q) In Nummer 40 wird im neuen § 58 Satz 2 die Angabe „und die 
Ausbildungsqualität“ gestrichen. 

r) In Nummer 41 Buchstabe b wird der neue § 59 Absatz 4 wie folgt 
geändert: 
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aa) In Nummer 5 wird die Angabe „nach § 32,“ durch die An
gabe „nach § 32.“ ersetzt. 

bb) Nummer 6 wird gestrichen. 

s) Nummer 42 wird wie folgt geändert: 

aa) Der neue § 60 Absatz 4 wird gestrichen. 

bb) Der bisherige neue Absatz 5 wird zu Absatz 4. 

cc) Im neuen Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „und nach den 
Absätzen 3 und 4“ durch die Angabe „und nach Absatz 3“ 
ersetzt. 

t) Nummer 47 wird durch die folgende Nummer 47 ersetzt: 

,47. § 69 Absatz 13 wird durch die folgenden Absätze 13 bis 15 
ersetzt: 

„(13) Die vor dem 1. Januar 2018 nach § 33a Absatz 3 
Satz 5, § 31b Absatz 1 Satz 1 oder § 31c Satz 1 des Fahr
lehrergesetzes in der bis zum 31. Dezember 2017 geltenden 
Fassung erteilten Anerkennungen als Träger von Lehrgän
gen, Einweisungslehrgängen oder Einweisungsseminaren be
rechtigen 

1. zur Fortbildung nach § 53, 

2. zur Durchführung von Einweisungslehrgängen nach § 46 
Absatz 2 Nummer 4 oder 

3. zur Durchführung von Einführungsseminaren für Lehr
gangsleitungen nach § 47 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5. 

(14) Inhaber einer vor dem 1. Juli 2027 erteilten Fahr
schulerlaubnis haben die Datenübermittlungen nach § 32 Ab
satz 1 Satz 2 und nach § 60 Absatz 3 erstmals bis zum 1. Ok
tober 2027 vorzunehmen. 

(15) Vor dem 1. Juli 2027 erteilte Fahrlehrerlaubnisse, 
die zur vorübergehenden und gelegentlichen Ausbildung von 
Fahrschülern berechtigen, gelten weiter in dem erteilten Um
fang. Auf die Inhaber solcher Fahrlehrerlaubnisse finden die 
auf § 3 Absatz 1 Satz 2 bezogenen Vorschriften dieses Geset
zes in der bis zum 30. Juni 2027 geltenden Fassung weiterhin 
Anwendung.“ ‘. 

4. Nach Artikel 3 wird der folgende Artikel 4 eingefügt: 

„Artikel 4 

Änderung des Straßenverkehrsunfallstatistikgesetzes 

Das Straßenverkehrsunfallstatistikgesetz vom 15. Juni 1990 (BGBl. I 
S. 1078), das zuletzt durch Artikel 497 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

In § 2 Absatz 1 Nummer 2 wird nach der Angabe „Monat und Jahr der 
Erteilung der Fahrerlaubnis,“ die Angabe „Teilnahme am Erwerb von 
Fahrpraxis unter Anleitung zum Unfallzeitpunkt“ eingefügt.“ 

5. Der bisherige Artikel 4 wird zu Artikel 5 und dessen Absatz 2 wird 
durch den folgenden Absatz 2 ersetzt: 
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„(2) Artikel 1 Nummer 4 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.“. 

 

Begründung 

Zu Nummer 1 (Änderung Artikel 1) 
Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung wird klargestellt, dass das ausgeprägte Bewusstsein für 
die besonderen Belange der Verkehrssicherheit ein eigenständiges und we
sentliches Element der Befähigung zum Führen von Kraftfahrzeugen dar
stellt. Dadurch wird die herausragende Bedeutung der Verkehrssicherheit in
nerhalb der Fahrausbildung und Fahrerlaubnisprüfung verdeutlicht. Die An
forderungen an Kenntnisse und praktische Fähigkeiten hinsichtlich einer um
weltbewussten und energiesparenden Fahrweise bleiben unverändert beste
hen. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 1 und Nummer 2. 

Die Änderung betreffend § 2 Absatz 6 Nummer 1 des Straßenverkehrsgeset
zes (StVG) dient der Deregulierung. Auf die Mitteilung und den Nachweis 
der Nummer des Ausweisdokumentes ist im fahrerlaubnisrechtlichen An
tragsverfahren auch weiterhin zu verzichten. Mit der Erhebung wäre ein 
Mehraufwand für den Antragsteller und die zuständige Behörde verbunden, 
ohne einen wirksamen Beitrag zur Bekämpfung von Täuschungshandlungen 
bei der Fahrerlaubnisprüfung zu leisten. Zudem ändern sich die Nummern 
der zur Identitätsfeststellung verwendeten Ausweisdokumente (z. B. bei 
elektronischen Aufenthaltstiteln, deren Gültigkeitsdauer teilweise nur we
nige Monate beträgt) nicht selten zwischen Antragstellung und Ablegung der 
Fahrerlaubnisprüfung. Dies kann dazu führen, dass die bei der Fahrerlaub
nisbehörde erhobene Dokumentennummer im Zeitpunkt der Prüfung nicht 
mehr mit der Nummer des aktuell gültigen Ausweisdokuments überein
stimmt und die Prüfung nicht durchgeführt wird. Folgerichtig ist die Num
mer des Ausweisdokuments auch in den Fahrerlaubnisregistern nicht zu 
speichern. 

Die Streichung des bisherigen Buchstaben b führt zur Beibehaltung der bis
herigen Ermächtigung in § 2 Abs. 10a Satz 1 StVG. Damit wird sicherge
stellt, dass die nach Landesrecht zuständige Behörde Angehörigen der Frei
willigen Feuerwehren, der nach Landesrecht anerkannten Rettungsdienste, 
des Technischen Hilfswerks und sonstiger Einheiten des Katastrophenschut
zes, die ihre Tätigkeit ehrenamtlich ausüben, weiterhin unter bestimmten 
Voraussetzungen Fahrberechtigungen zum Führen von Einsatzfahrzeugen 
auf öffentlichen Straßen bis zu einer zulässigen Gesamtmasse von 4,75 t er
teilen können. Die Länder können infolgedessen insoweit ihre diesbezügli
chen Regelungen für die ehrenamtlichen Einsatzkräfte bei den o. g. Organi
sationen beibehalten. Dies gilt unabhängig davon, ob im Rahmen der Um
setzung der Richtlinie (EU) 2025/2205 (4. EU-Führerscheinrichtlinie) von 
der in dieser Richtlinie enthaltenen Option der Einführung der Schlüsselzahl 
96.01 Gebrauch gemacht wird. Diese Schlüsselzahl erlaubt das Führen eines 
Einsatzfahrzeuges mit einer Fahrerlaubnis der Klasse B, wobei die zulässige 
Gesamtmasse dieses Fahrzeugs mehr als 3 500 kg, jedoch nicht mehr als 
5 000 kg beträgt, einschließlich der Masse eines Anhängers, wenn es als 
Fahrzeugkombination verwendet wird). Wie bisher auch schon, basiert § 2 
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Absatz 10a Satz 1 StVG auf der Ausnahmemöglichkeit des Artikels 4 Absatz 
5 Satz 2 der Richtlinie 2006/126(EG) (3. EU-Führerscheinrichtlinie) bezie
hungsweise künftig des Artikels 6 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie (EU) 
2025/2205 (4. EU-Führerscheinrichtlinie). Die freiwilligen Feuerwehren, die 
nach Landesrecht anerkannten Rettungsdienste und das technische Hilfs
werk sind weiterhin integraler Bestandteil des Katastrophenschutzes. Daran 
hat sich auch nach Inkrafttreten der 4. EU-Führerscheinrichtlinie nichts ge
ändert. 

Die Beibehaltung der bisherigen Ermächtigung in § 2 Absatz 10a Satz 1 Stra
ßenverkehrsgesetz vermeidet für den o. g. Personenkreis Wertungswider
sprüche zwischen dem Erwerb der Fahrberechtigung für das Führen der o. g. 
Einsatzfahrzeuge auf öffentlichen Straßen mit einer zulässigen Gesamtmasse 
von mehr als 3 500 kg bis 4 750 kg (sog. „kleiner Feuerwehrführerschein“) 
und schwereren Einsatzfahrzeugen bis 7 500 kg (sog. „großer Feuerwehr
führerschein“). Es wird sichergestellt, dass ehrenamtlich tätige Inhaber eines 
großen Feuerwehrführerschein nicht noch zusätzlich zu der Fahrberechti
gung nach § 2 Absatz 10a StVG (Voraussetzung u. a. Einweisung und Prü
fung) die Schlüsselzahl 96.01 (Voraussetzung u. a. Schulung) zur Fahrer
laubnis der Klasse B erwerben müssen, wenn sie die o. g. Einsatzfahrzeuge 
von mehr als 3 500 kg bis 5 000 kg fahren wollen. Dies berücksichtigt auch, 
dass der Erwerb der Fahrberechtigung nach § 2 Absatz 10a StVG (großer 
Feuerwehrführerschein) im Falle des Begleiteten Fahrens ab 17 bereits mit 
19 Jahren möglich ist, die Berechtigung zum Erwerb der Schlüsselzahl 96 
(Einsatzfahrzeuge über 3 500 bis 5 000 kg) dagegen erst ab 20 Jahren. 

Zu Buchstabe b (Änderung Nummer 2) 

Mit dieser Vollrevision werden verschiedene Änderungen vorgenommen: 

In Absatz 2 werden als wesentlicher Aspekt der Verkehrssicherheit die An
forderungen an den Teilnehmer zum Nachweis seiner Befähigung zur Teil
nahme an der Fahrpraxis unter Anleitung auf Gesetzesebene definiert.  

Ebenso wird als wesentlicher Aspekt der Verkehrssicherheit in einem -ge
genüber dem Regierungsentwurf- neuen Absatz 3 als Voraussetzung für die 
Personen, die als Fahrpraxisanleiter tätig werden, die Teilnahmepflicht an 
einer theoretischen Einweisung und einer Fahrstunde mit dem Teilnehmer 
etabliert. 

Die Änderung des bisherigen Absatz 3 (nun Absatz 4) entspricht der Stel
lungnahme des Bundesrates in Drucksache 330/26(B) Nummer 4. 

§ 2e Absatz 3 StVG-E sieht eine Opt-In-Regelung für die Länder vor. Dies 
bedeutet, dass die Regelungen der Laienausbildung nicht automatisch bun
desweit in Kraft treten, sondern in den 16 Ländern einzeln durch eine geson
derte Verordnung der Landesregierung eingeführt werden müsste. Diese 
Opt-In-Lösung würde dazu führen, dass in den Ländern personeller Aufwand 
für die Ausarbeitung der Landesverordnung entsteht und die Länderparla
mente jeweils ein eigenständiges Rechtsetzungsverfahren durchlaufen müss
ten. Dies für eine Verordnung, die zunächst auf fünf Jahre befristet ist.  

Zusätzlich birgt eine Opt-In-Lösung das Risiko von unterschiedlichen Lan
desregelungen, was dem Bürger schwer vermittelbar sein dürfte. Zudem 
sieht die Regelung eine Evaluierung der Laienausbildung vor. Daher sollten 
in allen Ländern die Möglichkeit der Laienausbildung bestehen. Ein bundes
einheitliches Inkrafttreten der Regelungen zur Laienausbildung gewährleis
tet eine inhalts- und zeitgleiche Anwendung der Regelungen. 
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Ländern, die nicht an der Erprobung teilnehmen möchten, wird durch den 
Vorschlag eine Opt-Out-Möglichkeit geschaffen 

Eine weitere Änderung betrifft den bisherigen Absatz 9 (nun Absatz 10). In 
Satz 2 wird eine redaktionelle Änderung vorgenommen. In Satz 3 geht die 
bisher vorgesehene Anordnung, dass personenbezogene Daten gleichzeitig 
zu pseudonymisieren als auch zu anonymisieren sind, datenschutzrechtlich 
fehl und ergibt auch aus technischer Sicht keinen Sinn. Wenn der Zweck 
einer Datenverarbeitung erreicht ist, sind personenbezogene Daten, worunter 
auch pseudonymisierte Daten fallen, grundsätzlich zu löschen bzw. zu ano
nymisieren. Die weitere Vorhaltung pseudonymisierter Daten stellt eine Da
tenverarbeitung dar, die einer Rechtsgrundlage bedarf, während anonymi
sierte Daten nicht mehr dem Schutz der DSGVO unterliegen, vgl. Erwä
gungsgrund 26 bzw. 39 der DSGVO. 

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass hinsichtlich der Verarbeitung per
sonenbezogener Daten die DSGVO (VO (EU) 2016/679) Anwendung findet 
und die Einwilligung als solche im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. a) DSGVO 
zu verstehen ist. 

Zu Buchstabe c (Änderung Nummer 3) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 1. 

Die Änderung dient der Klarstellung. Es soll der Eindruck vermieden wer
den, dass der Inhaber der Seminarerlaubnis lediglich eine anlassbezogene 
Prüfung im Sinne von Satz 4 zu ermöglichen hat. Der Begriff „Überwa
chung“ umfasst alle frei gestaltbaren Formen der Überwachung nach Satz 3, 
unter anderem auch Vorortprüfungen beziehungsweise Überwachungen 
„aus der Ferne“ (zum Beispiel durch die Übersendung von Nachweisen). In
sofern obliegt dem zu Überwachenden auch dahingehend eine Mitwirkungs
pflicht. 

Zu Buchstabe d (Änderung Nummer 4) 

Als Folgeänderung aus der Änderung von Nummer 1 Buchstabe b (Strei
chung der Änderung und Beibehaltung der bisherigen Ermächtigung in § 2 
Abs. 10a Satz 1 StVG) erfolgt eine Streichung der bisher geplanten Rege
lung. 

Zusätzlich wird die Regelung zum digitalen Führerschein in Absatz 4 wie 
folgt geändert: Die Regelung, nach der der digitale Führerschein noch kein 
Lichtbild enthalten muss, weil der Abruf technisch noch nicht möglich ist, 
bezieht sich auf den Abruf des Lichtbildes aus den Pass- und Personalaus
weisregistern und die Möglichkeit des Kraftfahrt-Bundesamtes, das Licht
bild des Antragstellers zum Zweck der Erstellung des digitalen Führer
scheins in diesen zu integrieren. Inhaber eines solchen digitalen Führer
scheins müssen anstelle des Lichtbildes einen anderen Lichtbildausweis - 
nach ihrer Wahl den eigenen Personalausweis oder deutschen Pass in Sinne 
von § 1 Absatz 2 des Passgesetzes oder einen ausländischen Pass (bei Dop
pelstaatlern) - mitführen, um bei Kontrollen eine auch bildliche Identifizie
rung der nachweisführenden Person zu ermöglichen. Bei diesen Ausweisdo
kumenten muss es sich um gültige Dokumente oder solche Dokumente han
deln, deren Weiterführung rechtlich erlaubt ist. 

Außerdem erfolgt aus redaktionellen Gründen eine Anpassung der Numme
rierung des Absatzes 4. 

Zu Nummer 2 (Änderung Artikel 2) 
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Zu Buchstabe a (Änderung Nummer 2) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 8. 

Die vorgeschlagene Formulierung passt § 2 Absatz 1a Nummer 6 an die For
mulierung des geltenden § 2 Absatz 1 Nummer 7 KfSachvG an. Damit 
stimmt auch der neue Verweis in Artikel 2 Nummer 8 Buchstabe b zu § 8 
Absatz 2 Nummer 2 KfSachvG („…6 erster Halbsatz“). 

Zu Buchstabe b (Änderung Nummer 4) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c (Änderung Nummer 7) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe d (Änderung Nummer 11) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe e (Änderung Nummer 12) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 9. 

Durch die Änderung wird in Nummer 12 ein neuer Buchstabe b eingefügt. 
Dieser dient der Klarstellung in § 13 Absatz 3 Satz 2 KfSachvG, dass Über
wachungsorganisationen nach Anlage VIIIb Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung amtlich anerkannt werden. 

Zu Nummer 3 (Änderung Artikel 3) 
Zu Buchstabe a (Änderung Nummer 4) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe b (Änderung Nummer 5) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c (Nummer 5a -neu-) 

Die Änderung in der neuen Nummer 5a Buchstabe a entspricht der Stellung
nahme des Bundesrates in Drucksache 330/26(B) Nummer 12. 

Die Änderung des § 4 Absatz 1 FahrlG-E dient der Entbürokratisierung und 
Deregulierung. Mit der Änderung soll erreicht werden, dass dem Antrag auf 
Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE ein Lebenslauf, 
ein Eignungsnachweis und ein Nachweis über die Vorbildung nicht beizufü
gen ist. Ein Bedarf, die Nachweise bei Stellung des Antrags auf Erweiterung 
der Fahrlehrerlaubnis vorzulegen, wird nicht gesehen. Grund ist, dass diese 
Nachweise bei Stellung des Antrags auf Erteilung der Fahrerlaubnisklasse 
BE bereits erbracht wurden. 

Die Änderung in der neuen Nummer 5a Buchstabe b entspricht der Stellung
nahme des Bundesrates in Drucksache 330/26(B) Nummer 13. 

§ 4 Absatz 4 Nummer 1 FahrlG verweist bislang nur auf Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 bis 4, nicht jedoch auf Nummer 5. Wenn zur Klärung der Eignung 
eines Fahrlehrers auf Grundlage des § 4 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 FahrlG 
ein ärztliches Gutachten angefordert wurde, das zur Abklärung von weiteren 
noch offenen Eignungszweifeln die Abklärung der Eignungszweifel mithilfe 
eines Gutachtens einer Begutachtungsstelle für Fahreignung (entspricht dem 
in der Fahrerlaubnisverordnung legal definierten medizinisch-psychologi
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schen Gutachten) empfiehlt, erlaubt die bisherige Regelung nach ihrem 
Wortlaut nicht, ergänzend ein Gutachten einer Begutachtungsstelle für Fahr
eignung auf Grundlage von § 4 Absatz 4 Nummer 1 FahrlG anzuordnen. 
Dies dürfte nicht dem gesetzgeberischen Willen entsprechen. In der Einzel
begründung zu § 4 Absatz 3 und 4 FahrlG (vgl. BT-Drucksache 19/8751) 
wurde bei Einführung seinerzeit Folgendes ausgeführt: „Für die Beantragung 
der Fahrlehrerlaubnis wird mit dieser Neuregelung ein dem Fahrerlaubnis
recht vergleichbares Verfahren eingeführt. Bei Tatsachen, die Zweifel an der 
Eignung infolge der nach Absatz 1 Nummer 3 vorliegenden Zeugnisse oder 
Gutachten begründen, kann zunächst ergänzend ein ärztliches Gutachten und 
sofern die Zweifel nicht ausgeräumt werden konnten bei Bedarf dann erst 
auch ein Gutachten einer Begutachtungsstelle für Fahreignung angeordnet 
werden.“ In der Einzelbegründung wird insofern nicht hinsichtlich des Er
stellers des ärztlichen Gutachtens differenziert und der Vergleich zum Fahr
erlaubnisrecht gezogen. Insgesamt ist daher von einem redaktionellen Ver
sehen auszugehen. 

Zu Buchstabe d (Änderung Nummer 10) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 14. 

Ziel der Ergänzung von § 11 Absatz 1 Satz 1 FahrlG-E um die Wörter „der 
Klasse BE“ ist es, das Erfordernis des Nachweises der Eignung, der alle fünf 
Jahre zu erbringen ist, auf Inhaber der Grundfahrlehrerlaubnis zu beschrän
ken und bei den Erweiterungsklassen A, CE und DE auf den regelmäßigen 
Eignungsnachweis zu verzichten. Durch die vorgeschlagene Streichung des 
geplanten § 11 Absatz 1 Satz 3 FahrlG („Wird innerhalb der Frist nach Satz 
1 eine weitere Fahrlehrerlaubnis in den Klassen A, CE oder DE erworben, 
so beginnt die Frist nach Satz 1 mit Erwerb dieser weiteren Fahrerlaubnis
klasse neu.“) wird verhindert, dass bei Erweiterungen die Frist zur Vorlage 
des Eignungsnachweises neu zu berechnen wäre. Im Ergebnis ist der Eig
nungsnachweis alle fünf Jahre, beginnend mit dem Ablauf des Jahres, in dem 
die Fahrlehrerlaubnis erteilt wurde, zu wiederholen. Die zusätzliche Ertei
lung der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE oder DE ändert daran nichts. 

Zu Buchstabe e (Änderung Nummer 11) 

Mit der Neufassung des neuen § 12 Absatz 1 wird ein neuer Satz 3 aufge
nommen. Die Ergänzung verdeutlicht, dass die Pflicht zur gewissenhaften 
Ausbildung auch einen respektvollen und wertschätzenden Umgang mit den 
Fahrschülerinnen und Fahrschülern umfasst. Die Fahrschulausbildung ist 
von einem besonderen Vertrauensverhältnis geprägt. Fahrlehrerinnen und 
Fahrlehrer sowie Fahrlehreranwärterinnen und Fahrlehreranwärter nehmen 
dabei eine verantwortungsvolle Stellung gegenüber den Fahrschülerinnen 
und Fahrschülern ein und haben deren Würde und Persönlichkeit zu achten. 
Durch die Regelung wird klargestellt, dass jede Form von Belästigung, Be
nachteiligung oder sonstigem die persönliche Integrität beeinträchtigendem 
Verhalten mit den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Fahrschüleraus
bildung unvereinbar ist. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der in 
der Fahrausbildung typischerweise bestehenden räumlichen Nähe und der 
besonderen Vertrauensstellung der Ausbildenden. Die Vorschrift dient der 
Stärkung eines sicheren, vertrauensvollen und diskriminierungsfreien Ler
numfelds und trägt dazu bei, dass die Ausbildung in einer Atmosphäre er
folgt, die den Lernerfolg fördert und die Persönlichkeitsrechte der Fahrschü
lerinnen und Fahrschüler wahrt. 

Zu Buchstabe f (Änderung Nummer 16) 
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Die ursprünglich vorgesehene Änderung des § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 
5 FahrlG sah vor, die Verpflichtung zum Nachweis der Unterrichtsräume im 
Rahmen des Antrags auf Erteilung einer Fahrschulerlaubnis zu streichen. Mit 
der vorliegenden Änderung wird klargestellt, dass dem Antrag auf Erteilung 
der Fahrschulerlaubnis ein Verzeichnis der Geschäftsräume beizufügen ist.  

Zu Buchstabe g (Änderung Nummer 17) 

Zu Doppelbuchstabe aa) 

Redaktionelle Änderung 

Zu Doppelbuchstabe bb) 

Die ursprünglich vorgesehene Änderung des § 23 Absatz 1 (konkret: die 
Neufassung von Satz 2 Nummer 2) FahrlG sah vor, die Verpflichtung zum 
Nachweis der Unterrichtsräume im Rahmen des Antrags auf Erteilung einer 
Fahrschulerlaubnis, die zur Niederlassung im Inland berechtigt, zu streichen. 
Mit der vorliegenden Änderung wird klargestellt, dass dem Antrag auf Er
teilung der Fahrschulerlaubnis ein Verzeichnis der Geschäftsräume beizufü
gen ist. 

Zu Buchstabe h (Änderung Nummer 18) 

Die ursprünglich vorgesehene Änderung des § 24 Absatz 1 (konkret: die 
Neufassung von Satz 2 Nummer 3) FahrlG sah vor, die Verpflichtung zum 
Nachweis der Unterrichtsräume im Rahmen des Antrags auf Erteilung einer 
Fahrschulerlaubnis zur vorübergehenden und gelegentlichen Fahrschulaus
bildung im Inland berechtigt, zu streichen. Mit der vorliegenden Änderung 
wird klargestellt, dass dem Antrag auf Erteilung der Fahrschulerlaubnis ein 
Verzeichnis der Geschäftsräume beizufügen ist. 

Zu Buchstabe i (Änderung Nummer 22) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 15. 

Die Änderung führt zur Beibehaltung des geltenden § 29 Absatz 1 Satz 2 
FahrlG, welcher dem Inhaber einer Fahrschule oder der für die verantwort
liche Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellten Person als allgemeine 
Pflicht aufgibt, die beschäftigten Fahrlehrer gründlich in die Aufgaben einer 
Fahrschule einzuführen und sie bei der Ausbildung der Fahrschüler und der 
Fahrlehreranwärter sowie bei der Durchführung von Aufbauseminaren nach 
§ 2a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 StVG und von Fahreignungsseminaren nach 
§ 4a StVG sachgerecht anzuleiten und zu überwachen. 

Die im ursprünglichen Entwurf nicht weiter begründete komplette Strei
chung dieser Vorschrift vernachlässigt, dass sowohl die in § 29 Absatz 1 Satz 
2 FahrlG normierte Verpflichtung des Fahrschulinhabers oder der für die 
verantwortlichen Leitung des Ausbildungsbetriebs bestellten Person, die be
schäftigten Fahrlehrer gründlich in die Aufgaben einer Fahrschule einzufüh
ren als auch die Verpflichtung zur sachgerechten Anleitung und Überwa
chung der beschäftigten Fahrlehrer eine wichtige Aufgabe erfüllt. Sie dient 
der Nachwuchsförderung und der Sicherstellung von Ausbildungsstandards 
gleichermaßen, ohne hierbei formale Anforderungen auszulösen. 

Die Streichung lediglich der Wörter „Unterrichtsräume, Lehrmittel und“ in 
Satz 3 führt zu einer Beibehaltung der Regelung des § 29 Absatz 1 Satz 3 
FahrlG im Übrigen. Unterrichtsräume und Lehrmittel werden nicht von der 
Vorschrift erfasst und sind damit nicht mehr auf ihren ordnungsgemäßen Zu
stand hin zu überprüfen. Der Wegfall von durch das Fahrlehrerrecht normier
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ten Mindestqualitätsanforderungen an Unterrichtsräume und Lehrmittel ist 
angesichts des zukünftig nicht mehr obligatorisch durchzuführenden Theo
rieunterrichts sachgerecht. Ein Verzicht auf eine Inanspruchnahme des Inha
bers oder der für die verantwortliche Leitung bestellten Person für die Si
cherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes der erforderlichen Lehrfahr
zeuge ist demgegenüber weiterhin notwendig. Aus diesem Grund soll die 
Vorschrift im Übrigen beibehalten werden. Die vorgeschlagene Formulie
rung nimmt lediglich die Unterrichtsräume und das Lehrmaterial aus der 
Vorschrift aus und bezweckt, sicherzustellen, dass Fahrschulen auch zukünf
tig die für die praktische Fahrausbildung erforderlichen Lehrfahrzeuge vor
halten und diese in ordnungsgemäßem Zustand gehalten werden. Die Oblie
genheit, Fahrzeuge vorzuhalten, die ständig in einem Zustand gehalten wer
den, der den rechtlichen Anforderungen gerecht wird und eine an den Zielen 
der Fahrschüler-Ausbildungsordnung zu messende Ausbildungsqualität er
möglichen, ist Voraussetzung für eine weiterhin hohe Ausbildungsqualität. 
Klargestellt wird durch die Regelung außerdem, dass die Verantwortlichkeit 
für den Zustand der Lehrfahrzeuge nicht auf Dritte delegiert werden kann. 
Beides zahlt letztlich auf die Qualität der Fahrausbildung und die Belange 
der Straßenverkehrssicherheit ein, ohne neue oder weitergehende Anforde
rungen zu normieren. 

Zu Buchstabe j (Änderung Nummer 25) 

Die Änderung dient der sachgerechten Ausgestaltung des Transparenzregis
ters und der Verbesserung der Aussagekraft der dort veröffentlichten Infor
mationen. Flankierend wird auch die Regelung in § 59 Absatz 4 Nummer 6 
-neu- FahrlG entsprechend angepasst (siehe Buchstabe n – Änderung von 
Nummer 41). 

Nach der ursprünglichen Fassung sollten die im Transparenzregister zu er
fassenden Angaben an den „Inhaber der Fahrschulerlaubnis“ anknüpfen. 
Diese Anknüpfung wird den tatsächlichen Strukturen des Fahrschulwesens 
jedoch nicht in allen Fällen gerecht. Ein Inhaber einer Fahrschulerlaubnis 
kann neben einer Hauptstelle mehrere Zweigstellen betreiben. Zwischen den 
einzelnen Standorten können erhebliche Unterschiede hinsichtlich der ange
botenen Preise sowie der Ausbildungspraxis bestehen. 

Insbesondere die im Transparenzregister auszuweisenden Fahrschulpreise 
werden regelmäßig standortbezogen festgelegt und können zwischen Haupt
stelle und Zweigstellen desselben Fahrschulunternehmens voneinander ab
weichen. Gleiches gilt für die Bestehensquoten in den praktischen Fahrer
laubnisprüfungen. Diese können unter anderem aufgrund unterschiedlicher 
personeller Besetzungen, insbesondere des Einsatzes verschiedener Fahrleh
rerinnen und Fahrlehrer, sowie standortbezogener Ausbildungsbedingungen 
variieren. 

Eine ausschließlich auf den Inhaber der Fahrschulerlaubnis bezogene Erfas
sung würde daher zu einer Zusammenfassung heterogener Daten führen und 
die Aussagekraft der veröffentlichten Informationen beeinträchtigen. Für 
Fahrschülerinnen und Fahrschüler wäre nicht hinreichend erkennbar, welche 
Preise und Erfolgsquoten an dem von ihnen tatsächlich in Anspruch genom
menen Ausbildungsstandort gelten. Dies würde den mit dem Transparenzre
gister verfolgten Zweck, eine belastbare Vergleichbarkeit und eine infor
mierte Entscheidung bei der Auswahl einer Fahrschule zu ermöglichen, nur 
eingeschränkt erfüllen. 

Durch die vorgesehene Änderung wird klargestellt, dass die Angaben jeweils 
bezogen auf die einzelne Fahrschule zu erfassen und, soweit eine Hauptstelle 
und Zweigstellen vorhanden sind, getrennt nach diesen Standorten auszu
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weisen sind. Hierdurch wird eine höhere Transparenz und Vergleichbarkeit 
der Daten erreicht. Zugleich wird gewährleistet, dass die veröffentlichten In
formationen die tatsächlichen Verhältnisse an dem jeweiligen Ausbildungs
standort zutreffend abbilden und Fehlinterpretationen infolge einer standort
übergreifenden Aggregation vermieden werden. 

Zu Buchstabe k (Änderung Nummer 27) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 17. 

Die Änderung dient der Korrektur. An verantwortliche Leitungen von Fahr
lehrerausbildungsstätten müssen die gleichen Anforderungen gestellt wer
den unabhängig davon, ob es sich um eine natürliche oder juristische Person 
handelt. Die verantwortliche Leitung der Fahrlehrerausbildungsstätte muss 
auch bei juristischen Personen oder rechtsfähigen Personengesellschaften in 
der Lage sein, den Unterricht sachkundig zu überwachen und die Gewähr 
dafür bieten, dass die Pflichten des § 40 FahrlG erfüllt werden. Insofern er
folgt eine Ergänzung um Absatz 1 Satz 1 Nummer 2. 

Zu Buchstabe l (Änderung Nummer 28) 

Mit der Neufassung des § 40 Absatz 1 wird zum einen ein neuer Satz 3 auf
genommen. Die Ergänzung überträgt die für Fahrlehrerinnen und Fahrlehrer 
sowie Fahrlehreranwärterinnen und Fahrlehreranwärter in § 12 geregelte 
Pflicht zu einem respektvollen sowie von Benachteiligungen und Belästi
gungen freien Umgang entsprechend auf den Inhaber der Fahrlehrerausbil
dungsstätte. Im Übrigen wird auf die Begründung zu Buchstabe e (neue 
Nummer 12a – Änderung von § 12 FahrlG) verwiesen. 

Darüber hinaus wird die im Gesetzentwurf bereits vorgesehene Neufassung 
des bisherigen Satzes 3 – nunmehr Satz 4 – übernommen. 

Zu Buchstabe m (Änderung Nummer 34) 

Zu Doppelbuchstabe aa) 

Siehe Begründung zu Buchstabe i (Änderung Nummer 22 Buchstabe b) 

Zu Doppelbuchstabe bb) 

Die Ergänzung des neuen Absatz 6 ist eine Folgeänderung aus der Anpas
sung des Transparenzregisters (s. Begründung zu den Änderungen der Num
mern 39 bis 42). 

Die geplante Regelung dient der Erleichterung der Überwachung. Eine über
durchschnittliche Nichtbestehensquote kann auf Ausbildungsmängel hin
deuten und soll Anlass für eine Fahrschulüberwachung sein bzw. einen hie
ran ggf. anknüpfenden Widerruf der Fahrschulerlaubnis begründen können. 
Damit die für die Fahrschulüberwachung zuständigen Behörden über die da
für notwendigen Informationen verfügen, bedarf es einer Rechtsgrundlage 
für die Übermittlung der Daten durch die Technischen Prüfstellen. Die Re
gelung des § 51 Absatz 3 FahrlG, welche die turnusmäßigen Prüfungspflich
ten der nach Landesrecht zuständigen (Überwachungs-) Behörde fest
schreibt, wird daher um eine Regelung zur turnusmäßigen Datenübermitt
lung ergänzt. Die Datenübermittlung beinhaltet ausschließlich statistische 
Angaben, die selbst keinen Personenbezug aufweisen. Die Datenübermitt
lung ist somit auf das erforderliche Maß beschränkt und an das Vorliegen 
einer gesetzlichen Aufgabe gebunden, sodass dem Grundsatz der Datenmi
nimierung Rechnung getragen wird. 
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Im Rahmen des Zwischenberichts zur Evaluation der Fahrpraxis unter An
leitung nach zwei Jahren wird zeitgleich eine Evaluierung der Überwachung 
der Fahrschulen im Hinblick auf die von den Technischen Prüfstellen an die 
Überwachungsbehörden der Länder übermittelten Bestehensquoten durch
geführt. Unabhängig davon werden die weiteren Möglichkeiten zur Verbes
serung der Transparenz, um die Position der Verbraucherinnen und Verbrau
cher zu stärken, kontinuierlich geprüft und die Anlage für eine mögliche Ver
öffentlichung der Bestehensquote durch das Bundesministerium für Verkehr 
geschaffen. 

Der bisher geplante neue Absatz 6 wird zu Absatz 7 und enthält zudem fol
gende Änderung, die der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 18 entspricht: 

Der theoretische Unterricht kann künftig auch in digitaler Form durchgeführt 
werden. Zudem ist nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 FahrlG einem An
trag auf Erteilung einer Fahrschulerlaubnis nur noch ein Verzeichnis der Un
terrichtsräume beizufügen, soweit solche vorhanden sind; eine Übersicht der 
Lehrmittel ist nicht mehr vorzulegen. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
folgerichtig, Unterrichtsräume und Lehrmittel nicht länger zum Gegenstand 
der Fahrschulüberwachung zu machen. 

Zu Doppelbuchstabe bb) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 18. 

Eine Verlängerung der Frist für die Anzeige von Seminaren bzw. Lehrgän
gen auf zwei Wochen vor deren Beginn erleichtert die Koordinierung der 
Fahrschulüberwachung erheblich. Es handelt sich lediglich um eine mode
rate Erhöhung. Nachdem bei der Anzeige keine Teilnehmerdaten übermittelt 
werden müssen, sind kurzfristige Anmeldungen dennoch möglich. Mit der 
Änderung wird auch ein zeitlicher Gleichlauf mit der Anzeigefrist nach § 41 
Satz 1 Nummer 6 FahrlG-E hergestellt. 

Zu Buchstabe n (Änderung Nummer 35) 

Die Änderung entspricht der Stellungnahme des Bundesrates in Drucksache 
330/26(B) Nummer 20. 

Zu Doppelbuchstabe aa) 

Die Änderung des Absatzes 4 hat unter anderem zur Folge, dass die im Ent
wurf der Bundesregierung vorgesehene Angabe „oder um eine weitere Fahr
lehrerlaubnis in den Klassen A, CE oder DE erweitert wurde“ in Satz 1 ge
strichen wird. Satz 4 regelt bereits, dass wenn innerhalb der Frist eine weitere 
Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE erworben wird, die Frist nach 
Absatz 1 mit dem Erwerb dieser weiteren Fahrlehrerlaubnisklassen neu be
ginnt. Insofern ist die Angabe in Bezug auf Fortbildungen nach Absatz 1 
redundant. 

In Bezug auf Fortbildungen nach den Absätzen 2 und 3 ist ein Neubeginn 
der Fortbildungsfrist, wenn die Fahrerlaubnis erweitert wird, im Übrigen 
nicht angezeigt. Insofern ist zu sehen, dass bei der Durchführung von ASF- 
und FES-Seminaren sowie bei der Ausbildung von Fahrlehrern andere An
forderungen an die jeweiligen Fahrlehrer gestellt werden als bei der Durch
führung von herkömmlichem Fahrschulunterricht. Bei der Durchführung 
von ASF- bzw. FES-Seminaren sind besondere vertiefte gruppendynamische 
und verkehrspädagogische bzw. -psychologische Kenntnisse erforderlich, da 
die Teilnehmer im Straßenverkehr bereits negativ aufgefallen sind. Auch an 
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Ausbildungsfahrlehrer werden besondere Anforderungen gestellt. Insbeson
dere leiten sie Fahrlehreranwärter an und beaufsichtigen sie bei der Durch
führung von theoretischem und praktischem Unterricht. Insgesamt sollte da
her für diese Erlaubnisse die Frist bei Erweiterung der Fahrlehrerlaubnis 
nicht neu zu laufen beginnen. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass die 
Fortbildungsfrist für Inhaber der Seminarerlaubnis Aufbauseminar und Ver
kehrspädagogik in Absatz 2 bereits von bislang zwei auf künftig vier Jahre 
angehoben wird.  

Im Übrigen erfolgt eine Anpassung von Satz 4, um klarzustellen, dass auch 
im Fall der Erweiterung der Fahrlehrerlaubnis die Frist mit Ablauf des Jahres 
beginnt, in dem die Fahrlehrerlaubnis erweitert wurde und nicht mit dem 
Datum der Erteilung der neuen Fahrlehrerlaubnisklasse.  

Zu Doppelbuchstabe bb) 

Es sollte an der bisherigen Regelung, dass andere Fortbildungen zwar auf die 
dreitägige Dauer der „Regelfortbildung“ nach § 53 Absatz 1 FahrlG ange
rechnet werden können, die Fortbildungsdauer der „Regelfortbildung“ aller
dings maximal auf bis zu einen Tag reduziert werden kann, festgehalten wer
den. Wie bereits erwähnt, werden bei der Durchführung von ASF- und FES-
Seminaren sowie bei der Ausbildung von Fahrlehrern andere Anforderungen 
an die jeweiligen Fahrlehrer gestellt. Durch die Beibehaltung der Regelung 
wird sichergestellt, dass weiterhin auch an zumindest einem Tag eine Regel
fortbildung nach § 53 Absatz 1 FahrlG stattfindet, auch wenn der Fahrlehrer 
gleichzeitig Inhaber einer Seminarerlaubnis Aufbauseminar, Fahreignungs
seminar sowie einer Ausbildungsfahrlehrerlaubnis ist. Inhalt der Regelfort
bildung ist insbesondere auch die Weiterentwicklung des Straßenverkehrs
rechts einschließlich des Fahrlehrerrechts. Es erscheint – gerade auch im 
Hinblick auf die anstehenden Änderungen im Bereich der Fahrschüleraus
bildung – nicht vertretbar, wenn der vorgenannte Personenkreis keinen ein
zigen Tag der Regelfortbildung mehr absolvieren müsste. 

Zu Buchstabe o (Änderung Nummer 38) 

Zu Doppelbuchstabe aa) 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Doppelbuchstabe bb) 

Folgeänderungen aufgrund des neuen § 51 Absatz 4 Satz 2 FahrlG. 

Zu Doppelbuchstabe cc) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe p bis Buchstabe s (Änderung Nummern 39 bis 42) 

Die geplanten Regelungen zur Veröffentlichung von Bestehensquoten wer
den gestrichen. 

Bereits die Erhebung und Veröffentlichung von Unterrichtsentgelten im 
Transparenzregister leistet einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der 
Markttransparenz im Fahrschulwesen. Verbraucherinnen und Verbraucher 
erhalten hierdurch bessere Möglichkeiten, Angebote verschiedener Fahr
schulen zu vergleichen und ihre Entscheidung auf einer fundierten Informa
tionsgrundlage zu treffen. Gleichzeitig werden die Transparenz und die Ver
gleichbarkeit im Wettbewerb zwischen den Fahrschulen gestärkt. 

Die jetzige Streichung der geplanten Regelungen zu den Bestehensquoten 
steht der künftigen Weiterentwicklung des Transparenzregisters nicht entge
gen. Sofern die fachlichen, technischen und rechtlichen Voraussetzungen zu 
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einem späteren Zeitpunkt vorliegen, kann die Einbeziehung weiterer Daten
kategorien, insbesondere von Bestehensquoten, erneut geprüft werden. Da
mit wird eine stufenweise Umsetzung des Transparenzregisters ermöglicht, 
die den angestrebten Transparenzgewinn bereits kurzfristig realisiert und zu
gleich Raum für eine spätere Erweiterung eröffnet.  

Zu Buchstabe t (Änderung Nummer 47) 

Mit der Neufassung der Nummer 47 wird § 69 Absatz 13 FahrlG geändert. 
Die Neustrukturierung der Regelungen zu Seminarerlaubnissen in den §§ 44 
bis 48 FahrlG erfordert eine redaktionelle Anpassung der bereits bestehen
den Übergangsregelung. 

Der neue Absatz 14 bleibt unverändert. 

Im neuen Absatz 15 erfolgt eine redaktionelle Korrektur. 

Zu Nummer 4 (neuer Artikel 4) 
Die Änderung entspricht teilweise der Stellungnahme des Bundesrates in 
Drucksache 330/26(B) Nummer 6.  

Für eine zielgerichtete Evaluation ist es erforderlich, dass Unfälle, die sich 
im Rahmen der Laienausbildung ereignen, durch die statistischen Ämter der 
Länder erhoben und entsprechend ausgewertet werden können, soweit die 
Daten bei den Polizeidienststellen vorliegen. 

Zu Nummer 5 (Änderung bisheriger Artikel 4) 
Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderungen von Artikel 1 Num
mer 1 und Nummer 4 und der Aufnahme eines neuen Artikels 4. 

 


